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Der Lärmpegel soll mit allen Mitteln reduziert werden 
Die Regierung legte einen Bericht über die Bekämpfung des Lärms vor - Strassenverkehrslärmkarte 

Wenn an Umweltschutz gedacht wird, 
dann fällt der Gedanke zumeist auf die 
Luftverschmutzung und das Waldster
ben. Doch auch der Lärm gehört in die 
Kategorie jener «Verschmutzer», welche 
die Lebensqualität vermindern. Die Re
gierung hat aufgrund eines FBP-Postula-
tes einen Bericht über Massnahmen zur 
Reduktion des Lärms veröffentlicht, in 
dessen Schlussfolgerungen ausgeführt 
wird, dass der Lärmpegel mit allen Mit
teln reduziert werden muss. 

Nach d e r  Darstellung der  verschiede
nen Lärmbereiche und den gesetzlichen 
Möglichkeiten zur  Eindämmung des  
Lärms gelangt die Regierung in  ihrem 
Bericht z u m  Schluss, dass die bisher ge
troffenen Massnahmen zum Schutz gegen 
den  L ä r m  noch nicht genügen. V o r  allem 
fehlt nach Ansicht de r  Regierung eine 
ausreichende gesetzliche Grundlage,  die 
es ermöglichen würde,  den  Lärmpegel in 
allen Bereichen drastisch einzuschrän
ken. Auch  in Zukunf t  sind daher  nach 
d e m  Bericht d e r  Regierung «grosse A n 
strengungen» vor  allem im Bereich de r  
Verkehrslärmbekämpfung notwendig. 

Fremdenverkehr 
weiter rückläufig 

D e r  Fremdenverkehr  in unserem Land  
kommt  in diesem J a h r  noch nicht auf 
Touren .  Nach d e r  vom A m t  für Volks
wirtschaft herausgegebenen Statistik wur
den im März  insgesamt 4823 (5768) Gä-
steankünfte u n d  14180 (17616) Logier
nächte registriert. Im Vergleich zum Vor
jahresmonat  ergibt dies einen Rückgang 
von 16,4 Prozent  bei den  Ankünften und  
von 19,5 Prozent  bei den  Logiernächten. 

Mit Ausnahme d e r  Gäste  aus Öster
reich sind praktisch aus allen Ländern 
geringere Gästezahlen u n d  Logiernächte 
im Vor jahresmonat  zu  verzeichnen. A u s  
de r  Bundesrepublik Deutschland kamen 
noch 1600 (2002) Gäste  u n d  buchten 4190 
(6332) Übernachtungen,  während aus de r  
Schweiz noch 1332 (1476) Gäste  regi
striert wurden ,  die zusammen 4378 (5017) 
Übernachtungen buchten.  Rückläufig 
sind auch die Zahlen  für die Gäste aus 
den U S A ,  Grossbritannien, Frankreich 
und Italien. 

Sowohl die Hotelbetriebe als auch die 
Alpenhotels und  die Privatzimmerver
mieter mussten Einbussen gegenüber 
dem Vorjahresmonat  hinnehmen.  D ie  
Rückgänge betrafen die Gästeankünfte  
wie die Logiernächte. 

In den  ersten drei Monaten dieses Jah
res hält der  T rend  zum Rückgang an.  
Gesamthaft  wurden 13122 (14340) G ä 
steankünfte und 39224 (44822) Über
nachtungen erfasst. Die Anzahl de r  A n -
künfte ha t  sich gegenüber d e m  Vor jahr  
um 8.5 Prozent verringert, die Logier
nächte zeigen einen Rückgang u m  12,5 
Prozent .  

Verkehr als Lärmquelle Nummer eins 
D e r  Strassenverkehr kann ohne Ein

schränkung als die grösste Lärmquelle in 
unserem Land betrachtet  werden. In den 
letzten Jahren  ha t  zwar der  Erlass ver
schiedener Lärmvorschriften bei de r  Ge
staltung de r  technischen Vorrichtungen 
bei Autos  und  anderen Motorfahrzeugen 
eine Senkung des Lärms bewirkt, gleich
zeitig jedoch stieg die Zah l  d e r  Motor
fahrzeuge jährlich u m  einige Prozent  an ,  
so dass gesamthaft keine Reduktion de r  
Lärmeinwirkungen zu verzeichnen ist. 
D ie  Regierung erachtet  es  in ihrem Be
richt denn auch als notwendig, «eine kon
sequente Ausschöpfung d e r  Möglichkei
ten zu r  Lärmbekämpfung an  d e r  Quelle 
u n d  vermehrte  bauliche sowie verkehrs-
und  orts- und landesplanerische Mass
nahmen» vorzunehmen, u m  die Proble
m e  langfristig lösen zu können .  
Zielvorsteilungen der Lärmbekämpfung 

Über  lange Zeit ,  so heisst es im Regie
rungsbericht, seien die Lärmbelastungen 
als Preis für  den technischen Fortschritt 
hingenommen worden,  ohne die Frage zu 
stellen, o b  de r  Lärm vermeidbar o d e r  
zumindest reduzierbar sei. Als Hauptur
sache d e r  Lärmeskalation wird daher  die 
« im ' raschen  Wirtschafts- und Bevölke
rungswachstum sowie die im zunehmend 
steigenden Lebensstandard begründete  
Massenmotorisierung« angesehen. D ie  
Regierung hat bereits im März 1986 die 
Ausarbeitung einer Strassenverkehrs
lärmkarte für das Hauptverkehrsstrassen-
netz in Auftrag gegeben, die den Zweck 
hat,  eine schalltechnische Bestandesauf
nahme vorzunehmen. Diese Karte ist 
nach d e m  Regierungsbericht zwar noch 
keine Problemlösung, abe r  doch ein 
Hilfsmittel bei der  Verwirklichung d e r  
Zielvorstellungen «einer humanen Dorf-
u n d  Verkehrsplanung». 

Die  Zielvorstellungen müssen nach 
Auffassung d e r  Regierung dahin gehen ,  

«den Lebensraum so weit vor Lärm und  
Erschütterungen zu entlasten und  zu be
wahren,  u m  physische und psychische 
Schäden zu verhindern». U m  diese Ziel
vorstellungen zu erreichen, gelte es in 
den Wohn-  und  Erholungsgebieten sämt
liche Massnahmen zu ergreifen, u m  die 
Lärmimmissionen au f  ein tolerierbares 
Mass zu beschränken.  

Bei den  zu treffenden Massnahmen,  
um den  Lärm einzudämmen, geht  die 
Regierung von d e r  Lärmbekämpfung an 
d e r  Quelle  aus. Mit d e r  Verwirklichung 
des Verursacherprinzips wird nach ihrer  
Ansicht vo r  allem d e r  Lärmerzeuger  be
lastet. Ausserdem ha t  diese Massnahme 
den Vorteil ,  dass die Bekämpfung univer
sell wirkt, im Gegensatz  zur mehr  lokalen 

Wirkung von Abschirmungen, sei es  
durch Schallisolationen und  Schallschutz
fenstern, durch Schallschutzwände und 
schallabsorbierenden Strassenbelägen. 

Als wichtig erachtet  die Regierung in 
ihrem Bericht aber  auch die Anstrengun
gen zur Information. Motivation und  
Ausbildung aller Beteiligten: « D e r  ein
zelne Bürger  muss wissen, welches Risiko 
eine hohe  Lärmbelastung für  seine G e 
sundheit bedeutet  und wie weit e r  durch 
sein persönliches Verhal ten dazu beitra
gen kann,  den Lärm zu vermeiden.  Unse
re  Ingenieure.  Planer u n d  Fachleute sol
len das notwendige technische Fachwis
sen haben,  um möglichst umweltschonen
de  Maschinen, Fahrzeuge. Gerä te  sowie 
Verkehrs- und  Industrieanlagen bauen  zu 
können.» 

Dem Lärm wird künftig vermehrt der Kampf  angesagt. Nach einem Bericht der 
Regierung a u f  ein FBP-Posttilat hat die Regierung die Ausarbeitung einer Strassenver
kehrslärmkarte f ü r  das Hauptverkehrsstrassennetz in Auftrag gegeben. Ausserdem sind 
verschiedene Massnahmen vorgesehen, um den Lärm mit seinen gesundheitsschädigen
den Auswirkungen einzudämmen. (Archivbild) 

Gipfelstaaten für Abrüstung und Frieden am Golf 
Erklärungen verabschiedet - Die USA zu Haushaltsdisziplin au fgefordert 

Venedig (AP)  - Mit e inem Bekenntnis  
zur  Abrüs tung und  einem Appel l  zur Be
endigung des Golfkrieges haben die 
Staats- u n d  Regierungschefs d e r  sieben 
wichtigsten Industrienationen des We
stens am Dienstag mittag au f  dem Wirt
schaftsgipfel in Venedig ihre Gespräche 
zu  allgemeinpolitischen Fragen weitge
hend  abgeschlossen. In einer Erklärung 
zu den West-Ost-Beziehungen würdigten 
sie ausdrücklich die Bemühungen d e r  
Amer ikaner  u m  eine Verringerung d e r  
Rüstung,  unterstrichen zugleich a b e r  die  
Notwendigkeit  einer starken u n d  glaub
würdigen Verteidigung. In e iner  weiteren 
Resolution erneuerten sie die Verpflich

tung,  Terroris ten keinerlei Zugeständnis
se zu machen.  

In d e r  Erklärung zum Krieg zwischen 
Iran und Irak fordern die Gipfelstaaten 
neue  abgest immte Anstrengungen au f  in
ternationaler  E b e n e  zur Beendigung d e r  
Feindseligkeiten. 

In ihrer Erklärung zum Golfkrieg un
terstrichen die sieben die Bedeutung d e r  
freien Schiffahrt. D e r  Krieg solle sobald 
wie möglich beendet  und die territoriale 
Integrität beider  Staaten gewährleistet 
werden. Die Vermittlungsbemüliungen 
d e r  Vereinten Nationen wurden unter
stützt .  

In  den  wirtschaftspolitischen Gesprä
chen  a m  Dienstag berichteten die Teil
nehmer  ü b e r  die Lage in ihren Ländern .  
Kohl hatte  nach Angaben  von Regie
rungssprecher Friedhelm Os t  vor. erneut  
die Amer ikaner  au f  ihr Haushaltsdefizit 
anzusprechen. D e r  Kanzler hat te  bei ei
nem Frühstück mit Mit terrand sowie bei 
einem Treffen mit Nakasone a m  Abend  
zuvor gehört ,  dass auch diese beiden Re
gierungen eine Verkleinerung de r  ameri
kanischen Etat lücke für  dringend not
wendig halten. Mitterrand und Kohl wa
ren sich einig, dass darüber  wie auf  meh
reren Gipfeln zuvor «sehr eingehend» ge
redet  werden  müsse.  

Z u m  Budget  1987 legt die Regierung 
d e m  Landtag  einen ersten Ant rag  für  ei
nen Nachtragskredit  vor. D e r  summari
sche Nachtrag umfasst ein Kreditvolumen 
von 400000 Franken für  zehn verschiede
ne Kreditpositionen. Von den beantrag
ten Nachtragskrediten entfallen 303000 
Franken ode r  76 Prozent  auf  Budgetposi
t ionen des  laufenden Haushalts,  97000 
Franken ode r  24 Prozent a u f  Mehrausga
ben im Investitionshaushalt. Die Kredite 
beziehen sich au f  einen erhöhten Defizit
beitrag an  das  Abendtechnikum Vaduz ,  
die Aids-Aufklärungskampagne, einen 
Baukostenbeitrag an die Stiftung für das  
Alter ,  Schülerskikurse, Seuchenbekämp
fung be im Mastvieh und  anderes mehr .  

D a s  Budget  1987 weist in de r  Gesamt
rechnung einen Aufwand von  351,9 Mil
lionen Franken  u n d  Er t räge  von 349,7 
Millionen Franken  auf,  woraus nach den 
Schätzungen ein Fehlbetrag von 2,2 Mil
lionen Franken  resultieren wird. 

KOMMENTAR 
Rund hunderttausend Personen haben 

in der nun z u  Ende gehenden Spielzeit die 
vielfältigen kulturellen Veranstaltungen 
des Theaters am Kirchplatz (TaK) be
sucht. Wenn es nach dem Willen des VU-
Abgeordneten Günther Wohlwend ginge, 
so müssten diese Hunderttausend künftig 
entweder bedeutend tiefer in die Tasche 
greifen, wenn sie weiterhin am kulturellen 
Leben teilnehmen wollen, oder es steht 
ihnen nur noch ein beschränktes Angebot 
an kulturellen Veranstaltungen zur  Verfü-

Doppelspiel oder Ohnmacht? 

gung. Zumindest lassen sich diese Alterna
tiven aus dem begleitenden Wortlaut der 
derzeit laufenden Petition des VU-Abge-
ordneten Wohlwend herauslesen. 

Nach zahlreichen Protesten aus der Be
völkerung hat sich nun auch die Regierung 
klar hinter das Theater am Kirchplatz ge
stellt\ unzweideutig zu verstehen gegeben, 
dass sie am Konzept der bisherigen Kul
turförderung festhalte und  keineswegs ge
willt sei, am Budget f ü r  das Theater am 
Kirchplatz freiwillig eine Reduktion vor
zunehmen. 

Deutliche Worte sprach nun auch der 
Verwaltungsrat des Theaters am Kirch
platz, der sich nicht scheute, die Petition 
gegen diese einmalige Kulturinstitution in 
der Region mit  den Versuchen von Dik
taturen zur  Unterdrückung der freien Mei
nungsäusserung z u  vergleichen. Und der 
sich wehrte «gegen unwahre, nicht bewie
sene Unterstellungen, gegen sinnentleerte 
Schlagworte, gegen die Verfälschung, j a  
Umkehrung der wirklichen Tatsachen». 

Das sind harte Worte, die an den Urhe
ber der Petition gerichtet werden. Sie gren
zen noch schärfer ab, als die Erklärung 
der Regierung, voll z u m  bewährten Kon
zept der Kulturförderung z u  stehen. Den
noch drängt sich einmal mehr eine Über
prüfung der politischen Komponente auf,  
ist doch der Urheber der TaK-Petition A n 
hänger dergleichen Partei wie Regierungs
chef Hans Brunhart und der Vizepräsident 
der Theater-Genossenschaft, der die über
aus deutlichen Worte der TaK-Erklärung 
formulierte und während eines Konzertes 
an die Öffentlichkeit richtete. Ist die inn-
nerparteiliche Meinungsfreiheit in der 
sonst so geschlossen auftretenden V U  so  
gross, dass sich ein Mandatar solche Eska
paden, die unisono von den Parteifreun
den verurteilt werden, erlauben kann.  
Oder betreibt die V U  ein Doppelspiel, das 
es ihr erlaubt, gleichzeitig au f  der Pro-
TaK-Welle und a u f  der Anti-TaK-Welle 
zu reiten? Eine Erklärung wäre wohl auch 
zu dieser Frage am Platz. (G. M. )  

Über Grossen Teich k o m m t  Grosser  Häuptling z u m  Grossen Palaver (Copyright: Cosmopress) 

Keine Österreicher 
Autobahnvignette 

Wien (spk/dpa) Österreich wird 
die von anderen  Staaten s tark  abge
lehnte Autobahngebühr  voraus
sichtlich nicht einführen. Dies be
stätigte a m  Dienstag  Wirtschaftsmi
nister Robe r t  G r a f  in Wien bei de r  
Veröffentlichung einer  Studie ü b e r  
diese Frage.  D i e  vom österreichi
schen Wirtschaftsministerium ver
anlasste Studie kam zu dem Ergeb
nis, dass die Einführung e iner  «Ge
neralmaut» nach Mus te r  de r  
Schweiz mi t  Hilfe einer Vignette 
aus wirtschaftlichen Gründen  wie 
auch aus aussenpolitischen Erwä
gungen nicht empfohlen werden  
könne.  D ie  von G r a f  vorgegebene 
Mindesteinnahme von 1,5 M r d  
Schilling (180 M i o  Franken)  jährlich 
ist nach  d e r  Studie nicht erreichbar.  
Die  Studie empfiehlt  hingegen e ine  
Erhöhung  de r  bes tehenden G e b ü h 
ren  a u f  einzelnen Strecken. D ie  Stu
die e rwähnt  gleichzeitig, bestehen
d e  Ausbaupläne  für  Bundesstrassen 
angesichts d e r  angespannten Fi
nanzlage d e s  Staates  drastisch ein
zuschränken.  


